
  

 

 

 

 

SCHRIFTLICHE ANWALTSPRÜFUNG IM ZIVILRECHT VOM 20. FEBRUAR 2023 

 

 

Frau A. sucht Sie in Ihrer Anwaltskanzlei auf und schildert Ihnen folgenden Sachverhalt: 

 

"Mein Mann ist vor rund fünf Jahren in Zug verstorben, wo wir schon seit Jahrzehnten gelebt 

haben. Unser einziger (erwachsener) Sohn C. und ich wohnen immer noch in Zug. Mein verstor-

bener Mann hat mir und C. unter anderem 48 Namenaktien der Immo AG mit Sitz in der Stadt 

Zürich hinterlassen. Das Aktienkapital dieser Gesellschaft beträgt CHF 100'000.00 (100 Namen-

aktien à CHF 1'000.00). Beim Tod meines Mannes gehörten die restlichen 52 Aktien der X. AG, 

deren Sitz sich ebenfalls in Zürich befindet. Die Immo AG ist Eigentümerin eines Grundstücks in 

Zürich, das mit einem Geschäftshaus überbaut ist. Mit Vertrag vom 15. Juni 2020 haben mein 

Sohn und ich unsere 48 Aktien der Immo AG mittels Abtretung zu einem Preis von CHF 6 Mio. 

an die X. AG verkauft.  

 

Mein Mann hat keine letztwillige Verfügung hinterlassen. Es gibt auch keine Ehe- und/oder Erb-

verträge. Am 20. Dezember 2020 haben dann mein Sohn und ich mit einem schriftlichen Erbtei-

lungsvertrag den gesamten Nachlass meines Mannes (unter Berücksichtigung des Güterrechts) 

einvernehmlich aufgeteilt. 

 

Ich war sehr zufrieden mit dieser Lösung, bis mir Z., ein alter Freund meines Mannes, am 

10. Juli 2022 diverse Schreiben gezeigt hat, die belegen, dass mein Sohn C. beim Abschluss 

des Aktienkaufvertrags vom 15. Juni 2020 bereits Aktionär der X. AG war. Er sagte mir auch, 

dass das Schätzungsgutachten, welches mir zur Liegenschaft der Immo AG vorgelegt wurde, 

völlig veraltet und der für die Aktien vereinbarte Kaufpreis dementsprechend viel zu tief war. 

Mein Sohn hat anschliessend noch weitere Aktien der X. AG erworben; sein Anteil an deren 

Aktienkapital beträgt nun offenbar 5 %. Von all dem hatte ich bis zum Treffen mit Z. nicht die 

geringste Ahnung. Ich bin nicht geschäftserfahren und habe dem Verwaltungsrat de r X. AG, die 

schon lange an der Immo AG beteiligt war, und insbesondere auch meinem Sohn blind vertraut. 

Als ich gesehen habe, was tatsächlich abgelaufen ist, war ich schockiert. Ich habe dann am 

16. Juli 2022 der X. AG und meinem Sohn je einen eingeschriebenen Brief geschickt und darin 

festgehalten, dass ich den Aktienkaufvertrag unter den gegebenen Umständen nicht mehr hal-

ten und meinen Anteil an den Aktien der Immo AG zurückhaben will. Darauf haben weder mein 

Sohn noch die X. AG reagiert. Beide denken wohl, dass ich gegen sie nicht gerichtlich vorgehen 

werde, aber einen solchen Betrug kann und will ich nicht akzeptieren." 
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Aufgaben 

 

1. Frau A. mandatiert Sie mit der Wahrung ihrer Interessen. Sie will gegen die X. AG und 

ihren Sohn notfalls gerichtlich vorgehen und wieder das Eigentum an 24 Aktien der Immo 

AG erlangen. Legen Sie in einem Schreiben an Frau A. die Rechtslage dar und skiz-

zieren das gerichtliche Vorgehen, damit Frau A. ihr Ziel erreichen kann.  

 

2. Frau A. beauftragt Sie, gerichtlich vorzugehen. Verfassen Sie dazu die erste erforder-

liche Eingabe an die zuständige Behörde mit Rubrum und Rechtsbegehren.  Auf 

Ausführungen zum Formellen, zum Sachverhalt und zum Rechtlichen können Sie ver-

zichten, nachdem Sie Ihre diesbezüglichen Überlegungen bereits im Schreiben an 

Frau A. (Aufgabe 1) dargelegt haben. 

 

N.B. Vorsorgliche Massnahmen (namentlich allfällige Verfügungsbeschränkungen) und 

strafprozessuale Schritte (namentlich die Einreichung einer Strafanzeige) sind 

NICHT zu prüfen.  

 

 

Hilfsmittel 

 

ZGB, OR, ZPO, GOG 

 

 

Allgemeine Hinweise 

 

Lesen Sie den Sachverhalt und die Aufgabenstellung genau durch. Vermeiden Sie  – soweit 

möglich – Ergänzungen des Sachverhalts. Halten Sie sich bei der Lösung der Aufgaben so 

kurz wie möglich und so ausführlich wie nötig. Achten Sie auf eine korrekte und verständliche 

Sprache. 

 

Ich wünsche Ihnen viel Erfolg! 

 

 

20. Februar 2023 / P. Huber 
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Schriftliche Anwaltsprüfung vom 22. Februar 2023  

Staats- und Verwaltungsrecht  

Verwaltungsrichterin Dr. iur. Diana Oswald, M.A. Management 

 

 

 

Hinweise:  

Lesen Sie zuerst Ausgangslage und Aufgaben ruhig und vollständig durch und notieren Sie sich 

allfällige Unklarheiten zuhanden der nach ca. 45 Minuten vor Ort erscheinenden Referentin.  

 

Präsentation von nicht relevantem Wissen und Weitschweifigkeiten sind zu vermeiden und kön-

nen sich — wenn sie falsche Aussagen oder Darlegungen enthalten — in der Gesamtwertung 

negativ niederschlagen. Bitte beschränken Sie sich auf und bemühen Sie sich um juristisch 

stringente, sachbezogene Ausführungen. Achten Sie nebst inhaltlicher Korrektheit und Vol l-

ständigkeit auch auf Struktur und Sprache. Der dadurch erzeugte Gesamteindruck fliesst in die 

Bewertung mit ein. 

 

 

Hilfsmittel:  

[Hinweis: Bei Grundlagen, deren nähere Kenntnis gemäss Merkblatt zur Anwaltsprüfung nicht 

ohnehin vorausgesetzt wird, erhalten Sie zusätzlich den Verweis auf die für die Fallbearbeitung 

konkret einschlägigen Bestimmungen] 

 

 Bundesgesetz vom 22. Juni 1979 über die Raumplanung (RPG; SR 700)  

 Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (RPV; SR 700.1)  

 Planungs- und Baugesetz vom 26. November 1998 (BGS 721.11)  

 Verordnung zum Planungs- und Baugesetz vom 20. November 2018 (V PBG; BGS 

721.111) 

 Gesetz über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz) 

vom 1.April 1976 (VRG; BGS 162.1)  

 Gesetz über Denkmalpflege, Archäologie und Kulturgüterschutz (Denkmalschutzgesetz) 

vom 26. April 1990 (DMSG; BGS 423.11): § 21 Abs. 1 ("schützenswert"); § 21a ff. ("ge-

schützt"), § 29 Abs. 1 (Umgebungsschutz) 

 Bauordnung der Einwohnergemeinde Baar vom 5. Juni 2005 mit Nachführungen bis 

11. Juli 2022: § 12 Abs. 1 

 Gesetz über die Verantwortlichkeit der Gemeinwesen, Behördemitglieder und Beamten 

(Verantwortlichkeitsgesetz) vom 1. Februar 1979 (VG; BGS 154.11) 

 Gesetz über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden (Gemeindegesetz) 

vom 4. September 1980 (GG; BGS 171.1) 

 Gesetz über den Feuerschutz (Feuerschutzgesetz) vom 15. Dezember 1994 (FSG; 

BGS 722.21): § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 lit. d)  
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Ausgangslage und Aufgabenstellung:  

Sie beraten Klientschaft, die mit einem Bauprojekt in der Nachbarschaft nicht einverstanden ist . 

Es handelt sich um die Gesamteigentümer eines Einfamilienhauses sowie um die Mieter, die in 

diesem Haus wohnen. Beantworten Sie bitte die nachfolgenden Fragen Ihrer Klientschaft in e i-

nem Memorandum. 

 

Ausgangslage ist die folgende: Die Beispiel AG ist Eigentümerin des benachbarten Grundstücks 

Nr. 1234 am Musterweg 1 in Baar. In unmittelbarer Nachbarschaft liegen mehrere schützens-

werte (aber [noch] nicht geschützte) Baudenkmäler. Im Dezember 2018 reichte die Beispiel AG 

ein erstes Baugesuch ein, um auf diesem Grundstück das bestehende Gebäude abzubrechen 

und anschliessend am gleichen Standort – jedoch mit grösserem Grundriss – ein Mehrfamilien-

haus mit Einstellhalle und Carport zu erstellen.  

 

Aufgabe 1: Erörtern Sie zuerst, welches Recht übergangsrechtlich zur Anwendung gelangt e, 

wenn das Baugesuch im Verlaufe des Jahres 2019 behandelt wurde (Revision des PBG per 

1. Januar 2019).  

 

 

Aufgabe 2: Legen Sie jetzt das neue, seit 1. Januar 2019 geltende, Recht zugrunde. Schildern 

Sie den ganzen Prozess von Einreichung eines Baugesuchs (inkl. der dafür benötigten Doku-

mente) bis zur Erteilung einer Baubewilligung unter Verweis auf die anwendbaren Normen.  

 

 

Aufgabe 3: Zeigen Sie anschliessend den kantonalen Rechtsmittelweg gegen eine erteilte 

Baubewilligung auf und erörtern Sie die Frage nach der Beschwerdelegitimation der Mieter-

schaft einer Nachbarliegenschaft.  

 

 

Die Standortgemeinde kündigt nach Kenntnis Ihrer Beschwerde an, ihren Entscheid aus formel-

len Gründen in Wiedererwägung zu ziehen (Verletzung von Ausstandsvorschriften).  

 

 

Aufgabe 4: Erörtern Sie, unter welchen Voraussetzungen und bis zu welchem Zeitpunkt eine 

Wiedererwägung durch die verfügende Behörde möglich ist, und erklären Sie, was die Rechts-

mittelinstanz im Falle einer Wiedererwägung (Aufhebung) tun wird.  

 

 

Ankündigungsgemäss hebt in der Folge die Gemeinde Baar ihren Baubewilligungsentscheid 

wiedererwägungsweise auf. Vor Erlass eines neuerlichen Bewilligungsentscheids zieht die Bau-

herrschaft ihr Gesuch zurück. Im August 2022 reicht sie ein neues Baugesuch ein, das der Ge-

meinderat Baar am 21. Februar 2023 bewilligt.  

 

Ihre Klientschaft bemängelt am neuen Bauprojekt Folgendes: Erstens stehe der Umgebungs-

schutz der benachbarten schützenswerten Baudenkmäler dem geplanten Neubau entgegen. 

Das Projekt breche mit der im Quartier bis anhin vorherrschenden, traditionellen Architektur und 

der herkömmlichen Quartiergestaltung; es ordne sich mithin auch im Sinne einer positiven äs-

thetischen Generalklausel nicht in das Quartier ein. Zweitens liege keine verkehrssichere Er-

schliessung vor. 
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Aufgabe 5: Erörtern Sie bitte, inwiefern hier ein Umgebungsschutz zum Tragen kommt oder 

nicht (vgl. eingangs angegebene Bestimmungen des DMSG). Erklären Sie dann weiter, was es 

aus raumplanerischer Sicht mit der "Einordnung" bzw. der "positiven ästhetischen Generalklau-

sel" (vgl. dazu auch zur Verfügung gestellte Bauordnung der Gemeinde Baar)  auf sich hat, und 

welchen Anforderungen eine Bestreitung der Einordnung oder der positiven ästhetischen Ge-

samtwirkung im Rechtsmittelverfahren genügen muss. 

 

 

Unter den Beteiligten herrscht einerseits grosse Uneinigkeit über die Frage der ästhetischen 

Einordnung des Projekts in das Quartier. Anderseits herrschen auch unterschiedliche Auffas-

sungen darüber, ob der bestehende Erschliessungsweg eine genügende Zufahrt darstelle, wo-

bei insbesondere umstritten ist, welche Breite der Weg tatsächlich aufweise und inwiefern  ne-

ben dem Weg Ausweichmöglichkeiten vorhanden sind, die etwa der Feuerwehr im Ernstfall eine 

Zufahrt ermöglichen.  

 

 

Aufgabe 6: Legen Sie dar, was die Rechtsmittelinstanz angesichts dieser umstrittenen Fragen 

vorkehren muss oder kann und erklären Sie der Klientschaft, welcher Mittel sie sich dabei übl i-

cherweise bedienen wird.  

 

 

Aufgabe 7: Ihre Klientschaft fragt sich sodann, wer denn überhaupt für allfällige Schäden haf-

ten würde, wenn im Ernstfall tatsächlich Feuerwehreinsatzfahrzeuge gezwungen wären, ihr  

Grundstück zu befahren und daran Schäden verursachen würden.  Machen sie dazu bitte eine 

erste Auslegeordnung (vgl. eingangs aufgeführte Bestimmungen)! 

 

 

 

 

 

Ich wünsche Ihnen gutes Gelingen! 

 

 

 

Zug, 9. Februar 2023    Diana Oswald 

 



Prüfungsaufgabe im Beurkundungsrecht – 24. Februar 2023 

 

 

Sachverhalt 

Das Aktionariat der Caminada Treuhand AG Zürich (vgl. HR-Auszug und Statuten anbei) setzt sich 

aktuell wie folgt zusammen: 

 

Kurt Zimmermann: 60 Namenaktien 

Matthias Kern: 60 Namenaktien 

Michel Vonlanthen: 40 Namenaktien 

Fabian Wey: 40 Namenaktien 

 

Sämtliche Aktionäre sind Partner des Treuhandunternehmens. Stefan Müller wurde soeben als 

langjähriger Mitarbeiter der Caminada Treuhand AG Zürich befördert und im Kreis der Partner 

aufgenommen. Damit soll Stefan Müller auch Aktionär der Gesellschaft werden. Die Partner haben

die Caminada Treuhand AG Zürich mit CHF 2 Mio. (CHF 10'000 pro Namenaktie) bewertet. Stefan 

Müller soll wie Michel Vonlanthen und Fabian Wey als «Junior-Partner» mit 40 Namenaktien beteiligt 

werden und Einsitz im Verwaltungsrat nehmen. Die Beteiligung soll im Rahmen einer

Kapitalerhöhung gestützt auf die vorstehende Bewertung der Partner erfolgen. Stefan Müller möchte 

einen Teil seiner Einlage im Umfang von CHF 150'000 durch Verrechnung mit seinem 

Kontokorrentguthaben gegenüber der Caminada Treuhand AG Zürich aus kumulierten, noch nicht 

ausbezahlten Boni der letzten Jahre liberieren. Den Restbetrag wird er bei der Zürcher

Kantonalbank einzahlen. Die Senior-Partner Kurt Zimmermann und Matthias Kern haben der 

Aufnahme des neuen Partners zugestimmt unter der Bedingung, dass sie zusammen weiterhin 

mindestens über die Stimmenmehrheit in der Gesellschaft verfügen. Mit dieser Bedingung sind alle 

Partner einverstanden.

 

[Hinweis: vorstehende Angaben sind frei erfunden zum Zweck der vorliegenden Prüfung] 

 

 

Aufgabe 

Erstellen Sie die Dokumentation (inkl. Handelsregisteranmeldung), um die Schritte gemäss 

Sachverhalt möglichst instruktionsgenau umzusetzen. Zu erstellen sind sämtliche Unterlagen, 

welche üblicherweise durch den Notar vorbereitet werden. Nicht zu erstellen sind Unterlagen, die 

von Dritten beigebracht bzw. erstellt werden müssen, Formulare, Statuten und Publikationen. Wo 

nötig, erstellen Sie die entsprechenden Dokumente in Form einer öffentlichen Urkunde. 

 

Tun Sie dies alles zum Zwecke dieser Prüfung, wie wenn Sie bereits Urkundsperson des Kantons 

Zug wären und die notariellen Handlungen stattgefunden hätten (sprich mit Datum, Unterschriften 

und Notariats-Stempel). Die Beachtung der Vorschriften des § 25 des Zuger Beurkundungsgesetzes 

gilt dabei als Gültigkeitserfordernis. Setzen Sie sämtliche Unterschriften aller Beteiligten. Für sich 

selbst benutzen Sie den Namen Viktor Meier. Allenfalls fehlende Details (Adressen, weitere 

Personalien etc.) können Sie im Rahmen der Instruktion frei bestimmen. 

 

Beilagen / Hilfsmittel 

OR / ZGB, HRegV, Zuger Beurkundungsgesetz 

 

 

 

Viel Erfolg!       Daniel Grunder 
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Rechtsnatur

Aktiengesellschaft

Eintragung

12.04.1966

Löschung Übertrag CH-020.3.904.893-9

von: CH-020.3.904.893-9/a
auf:

1

Aktuelle Eintragungen

Firma

Caminada Treuhand AG Zürich

Aktienkapital

CHF 200'OOO.QO

Liberierung

CHF200'000.00

Aktien-Stückelung

200 Namenaktien zu CHF 1'000.00

Zweck

Die Gesellschaft bezweckt Dienstleistungen aller Art, die in den Tätigkeitsbereich
einer Revisions- und Treuhandgesellschaft fallen, insbesondere die Durchführung
von Buchprüfungen und betriebswirtschaftlichen Expertisen, die Führung von
Buchhaltungen, die Beratung in Steuersachen, die Gründung und Umwandlung von
Firmen. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte eingehen und Verträge abschliessen,
die geeignet sind den Zweck der Gesellschaft zu fördern, oder die direkt oder
indirekt damit in Zusammenhang stehen. Sie kann ferner im In- und Ausland
Zweigniederlassungen errichten, sich an anderen Unternehmen beteiligen oder sich
mit diesen zusammenschliessen. Sie kann auch Liegenschaften erwerben, belasten
und veräussern.

Bemerkungen

Die Ubertragbarkeit der Namenaktien ist nach Massgabe der Statuten beschränkt.

Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen per Brief an die im Aktienbuch verzeichneten
Adressen.

Weitere Adresse: Postfach, 8034 Zürich.

Besondere Tatbestände

CHF 100'OQO.- sind aus freien Reserven liberiert worden.

Fusion: Die Gesellschaft übernimmt auf dem Wege der Fusion die BWL Finanz AG,
in Zug. Aktiven von CHF 600'546.20 - unter welchen die Aktien der übernehmenden
Gesellschaft enthalten sind - und Passiven von CHF 2715.-- der BWL Finanz AG
gemäss Bilanz per 30.11.2003 gehen durch Universalsukzession auf die Gesellschaft
über. Es findet keine Kapitalerhöhung statt, da der Aktionär der übernommenen
Gesellschaft aus den durch die Fusion erworbenen eigenen Aktien der übernehmenden
Gesellschaft vollständig abgefunden wird.
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Riesbachstrasse 61
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weitere Adressen

Statutendatum

10.11.1988

10.03.1997

22.02.2013

Publikationsorgan

SHAB

TR-Nr

(Au s l a|i
86701

140981
20101

197471
5481l

255441
48461
7368l
64061
28201

217721
340901
348971

2075]
31158l
37337l

Streichung
179 HReg\C

88181

TR-Datum

ssung)

02.05.1991

17.07.1991

05.02.1992

23.11.1992

17.03.1994

09.12.1994

03.03.1995

04.04.1997

22.03.1999

05.02.2001

03.09.2002

04.12.2003

11.12.2003

19.01.2005

16.11.2005

18.12.2008

lemäss Art.

,1.1.2009

26.02.2010

SHAB

92
145

31
235

59
245
48
67
60
28

173
238
243

17
227
250

St
r

44

SHAB-Dat.

(Auslassun'

15.05.1991

30.07.1991

17.02.1992

03.12.1992

24.03.1994

16.12.1994

09.03.1995

10.04.1997

26.03.1999

09.02.2001

09.09.2002

10.12.2003

17.12.2003

25.01.2005

22.11.2005

24.12.2008

sichung gerne
9HRegV/1.'

04.03.2010

Seite / Id

)
2080
3313

716
5636
1597
6865
1331
2375
1993
1002

19/632552
22/2021316
21 ,2032078
21/2669090
19/3114382
37 / 4800804
ss Art.

.2009

27/5523192

=tef

23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41

TR-Nr

24804
43595
10692
15673
7263
6255

36733
14581
2912

26233
18602
33784
15005
2357

46575
1046

25945
26895
30476

TR-Datum

07.07.2011

06.12.2011

26.03.2012

10.05.2012

28.02.201;

18.02.2014

05.11.2014

23.04.201c

21.01.2016

21.07.2016

29.05.2017

28.09.2017

24.04.201 £

15.01.202C

03.12.202C

07.01.2021

09.06.2021

15.06.2021

06.07.2021

SHAB
133
240

63
94
44
36

217
80
17

143
105
191

81
12

239
7

112
116
131

SHAB-Dat.

12.07.2011

09.12.2011

29.03.2012

15.05.2012

05.03.2013

21.02.2014

10.11.2014

28.04.2015

26.01.2016

26.07.2016

01.06.2017
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Zürich, 16.02.2023 Fortsetzung auf der folgenden Seite
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Lö Personalangaben

Litrag& Partner AG (CHE-116.315.390), in Wahlen AG
Krummenacher, Kurt, von Zürich, in Oetwil an der Limmat

Kern, Matthias, von Wettswil am Albis, in Wettswil am Albis

Vonlanthen, Michel, von Zumikon, in Meilen

Wey, Fabian, von Eschenbach SG, in Freienwil

Lehmann, Bernhard, von Lyssach, in Uster

Narmont, Valery Philippe, von Aadorf, in Zürich

Dietrich, Karin, von Wil (SG), in Künten

Funktion

Revisionsstelle

Präsident des
Verwaltungsrates

Mitglied des
Verwaltungsrates

Mitglied des
Verwaltungsrates

Mitglied des
Verwaltungsrates

Zeichnungsart

Kollektivunterschrift zu zweien

Kollektivunterschrift zu zweien

Kollektivunterschrift zu zweien

Kollektivunterschrift zu zweien

Kollektivunterschrift zu zweien

Kollektivunterschrift zu zweien

Kollektivunterschrift zu zweien

Zürich, 16.02.2023 Diese Internet Information aus dem kantonalen Handelsregister hat
mangels Originalbeglaubigung keinerlei Rechtswirkung und erfolgt
ohne Gewähr.
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STATUTEN

der

Caminada Treuhand AG Zürich

mit 8it£ in Zürich

l Grundlage

Artikei 1 - Firma und Sitz

Unter äer Firma

Unter der Firma Caminada Treuhand AG Zürich besteht mit Siti!; in 2'ünch eine Aktiengesel!-
schaft auf unbestimmte Dauer.

Artikel 2 - Zweclt

Däe Gesellschaft beweckt DienstSeistüngön aller Art, difö in den Tä'Hgkeiteüereich einer Revi-
sions> und Treuhandgese!isch9fi fallen, insbesondere dte Dyrchföhrung von Buchpröfungen
und b&Eriebiswirtschaftiicben Exp8rtjß<än, die Föhizing von Buchhaitungen, die Beratung in
Steuorsachen, die Gryndung und UmwQndlung von Firmen,

Die Gesellschaft kann alle Geschäfte eingehen und Verträge abschtessert, die geeignei sind
den Zweck der Geseitechaft zu förctem, oäer dis direM oder indirekt dsmit in Zusammenhang
stehen. Sie kann ferner im In- und Auslud Zweigniederiassungen errichten, alch an anderen
Unternehmen beteiligen oder .sich rrnt diesen zusammen$ch1iessen. Sie kann auch Liegen-
schaften erwerben, belasten und veräussern.

II. Kapitat

Artikel 3 - Aktlenkapital mnd Alttien

Oas AktienkapNa! der OeseEischaft beträgt CHF 200'OOQ-", fölngotföt?t in 200 auf den Namen
lautende Aktien von nomlne!! je CHF 1*000.-, weiche vollsSändjg ilbenert sind.

Arttksl 4 - Aktienzerttftkate

Anstelle von einzeinen Aktien kann die Geseltschaft Zertifikate über mehrere Aktien ausstei-
ten.
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Artikel 5 - Umwandlung, Zerlegung und Züssmmenlegung von AMien

Die Generalversammlung kann bei unvoräridfört bteibendem Aktienkapitat durch Statutenän-
derung jedorzelt Namenaktien in Inhaberaktien unä Inhaberaktien in'Namenaktien umwan-
dein sowie Aktien in solche '/on kleinerem Ne'nnwert zeriegen oder zu solchen von grösse-
ram Nennwert zusammenEegen, wabei letzteres der Zustimmung des Aktionärs üföd^rf.

Artikel 6 ~ Aktienbuch

Der Vewaityng&rat führt über a!le Namenaktien ein Aktienbuch, In welches die Elg&rttümer
und Nutmjesser mil Namen und Adresse eingetragen werden.

Im VerhälSnis zur Ge&eiischaft gilt $!s Aktionär oder als Nutznissser, wer im Aktienbuch ein-
getragen ist

Artiket 7 - Üü&rtragung der Aktkn

Die Übertragung der Namenaktien ocief die Begründung einer Nutenlessimg an den NameD-
aktien bedarf der Genehmigung durch den VerwaitungsraE.

Der Vewaltungsrat kann da$ Gesuch ym Zustimmung ablehnen, wenn <*r im Namen der
Ge$e!Eschaft dem Veräusserer der Aktten anbietet, die Aktten für äeren Rechnung, für Rech-
nung anderer Aktionäre oder für Rechnung Dritter %um wirk!lchen Wert im Zeitpynki; de$ Ge"
$yehe& zu öbernehmen oder wenn der ErA-erber nicht susdrücMteb «-rklärt, dass er <iie Aktien
im olgföners Namen und auf eigene Rechnung erworben ha!.

Der Verwaltungsrat kann das Oesuch um Zustimmung aus wtchtigem Grund afol&hnen. Ats
wichtige Gründe gelten: f

1. Wenn der Emsrber direkt oder indirekt eine die Oe sei Isch aft konkurrierende TätEgKeit
ausübt:

2. Wenn die Eintragung des Erwerbers im ARtienbuch objektiv unver&inbaF isl mit der
Zwecksetzung der Gesellschaft oder wenn sie deren wirtschaftliche Seibständigkeit ge-
fährders würde.

Sind die Aktien durch Erbgang, Erbteliyng, ehetichss Göterrecht öder Zwanssvollstreckung
erworben worden, so kann der Verwaltungsrat das Gesuch um Zustimmung HUT ablehnen,
wenn er im Nsmori der Gesiföil&chsft dem Erwerber die Übernahme der Aktien zum wirklichen
Wert anbietet. Der Erwerber kann verlangen, dass der Richter am Sitz der OeseiiSiGhaft don
wJrkSichen W^rt bestimmt. Die Kosten der Bewertung tr^gl die Gesfi'ilschaft.

II. Organ isation der Gesellschaft

A. Generahwsammlurig

Artik&E S - Befugnisse

Oberstes Organ der Qeseitschaft ist die Generaäversammlung der Aktionäre, ihr stehen foi-
,,, gsnds unübertragbare Befugniss& zu:
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1. die Festsetzung und Änderung der Statuten;

2. die WS)M d^r MitQlleder des VefwaliunQsrates und der Rovisionsislelle;

3. die Genehmigung ö.os Jahmsberiehtes und der Kon^ernrachnijng;

4. die Genehmigung der »Jahresrechnung sowie die Sesehlussfassung über dio Verwen"
düng des Bllanzgewinnes. insb(äsonder® die Festselzung der Dividende yn<dl äer Tanti-
eme;

5. die Enliastung d&r Mitglieder des Vewaltungsrates;

6. die Beschlussfassung über dte Gegenstände, <jte der G8neralversammlün9 durch das
Gesetz oder die Statuten vorbehaiten Sind,

Artikel & - Einbefufyng und Traktandierung

Ote ordentffche Versammlung findet alSjährtEch innertiafb sechs Monaten nach Schlusis de&
Geschäftsjahrss statt, ausiiiwordentlichi» VersammEungen werden je nach Bedürfnis einbßru"
fen.

Die Ofönora!v@rsamm$ung ist spätestens 20 Tage vor dem Versamrtiiungstag durch Srief sn
die Aktionäre und Nutenlesser elnzuberufen. Die EinberufunQ erfoi^t durch d@n Verwältungs-
rat, nötigenfalls durch die Revisionsstelle. Oss Einberufunssrecht steht auch den Uquidato-
ren und den Vertretern der Anleihensgiäubiger zu.

Die Einbemfung einer GeneraSversarmmtyng kann auch von elnem öder mehneren Aktionä-
ren, die zusammen mindestens 10 Prozent des Aktienkapitels vertreten, verlangt werden. /
Aktionäre, die ARtten im Nennwerte von 1 Milison Franken vertreten, können die TFslttandie-
rung eines Verhsndlungsgegenstandes vßrtengen. EEnberufung ynd Traktandlerun9 werden
schriftlich unter Angabe äes Verhandiungsge^enstandes und der Anträge anbegehrt.

In der Eirsberufung sind die Verhandiung&gegenstände sowie die Anträge des Verwaltungs"
rates und der Aktionäre bekanntzugeben, welche die Durchfühnjng e'inför G^neralversamm-
jung oder cfe Traktanciierung ^ines Verhandiungsßegenstandes veriangt hsb^n,

£ipäles»l<äns 20 Tage vor der ordentlichen Cfönföralversammiung sind der Geschäft&bericht
und der Revisionsbericht den Aktionären am Gesellschaftsste zur Eintäksht aufzyiegen. Jeder
Aktionär kann vertsngen, d3ss ihm unverzüglich eine Ausfertigijng dieser Unteriagen zuge-
stellt wird. Die Aktionäre sinci hierüber in der Einborufung zu untemehtefi.

Über Anträge zu nicht gehörig angekündigten VerhanciEungsgegenständen können keine
Beschlüsse gefasst werden^ ausgenommen sind Anträge auf EFnberufung einer aussersr-
deutlichen Generalversammlung, auf Durchführung einer Sonderprüfung und au? Wahl sinsf
Revisionssteile Infoige Begehrens eines Al<tionär$,

Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsgeigenstände und zu Verhandlun"
gen ohne öeschlus^assung bedarf es Reiner vorrangigen Ankündigung.

Artikel 10- Unlversalversammlung

Die Eigentümer oder Vertreter sämtlicher Aktien können, fails kern Widterspatch erhöben
wird, eine Generalversammlurig ohrse Einhaltung der für ciie Eirsberufung vorgeschriebenen
Fomiwrschriften abhalten.



g
.4-

^

in dieser Versammiung Rann über siie in den Gesch^ftshreis der Generalvsrsammiung fat'
lendon Gegenslände güitlg vsrhaodelt und Beschluss gefasst werden, solange die Eigentü"
mer oder Vertreter sämtlicher Akt?en anwesend sind.

Artäket 11 ~ VorsitK ynd Protokoll

Den Vorslte in der Generalveraammlung führt der Prästderit. in dö&sen Verhinderyngsfsite
@in anderes vom Verwaitungsrat bestimmtes Mitgiieä desselben, htt kein MItglieci des Ver-
waltungarat^s anwesend, wähit die Generaiv&rsammiung einen Tagssvorsifcsenden,

Der Vorsitzende bezeichnet den Protökoilführer und die Sllmmenzähter, die nicht Aktionäre
w sein brauchen. Das Protokd! <&t vom Vor&teenöen unä vom ProtokoiEführer zu un1er~
zeichnen. Ole Aktionäre sind berechtigt, das Protokoii ein^usehen.

Artikel 12 ~ Stimmrecht und Vertretung

Die Aktionäre üben ihr Stimmrecht In der Gemsralyersammlimg mach Verhäitnis cSes ^esam-
ten Newwerts der ihnen gehörenden A?en aus.

Jeder Aktionär hann aeinö Aktien in der Oeneraäverssimmlung s®ibsf vertreten oder sich
durch einen anderen Aktionär vertreten zu fassen. Oer Vertreter hat sich durch schriffliche
Volt macht auszuweisen.

Artikel 13 - Beschlussfassung

Die Gssner8!ver«ammiung fasst ihre Beschlüsse und voilzleht ihre Wshien, soweit cjas Oe-
setz oder die Statten es nisht anders bestimmen, mit der absoioten Mehrheit der vertrete"
neu AktienstNmen. Bei Stimmengieichheit gilt föin An-trag ai& ab^etehnl. Dem Vorsitztiinden
stehi kein Qtichentschoicf 2:u/

Ein Seschluss der Oeneralvmammiung, der minöe$t@ns> zwei DfMol d^r vertretenen Stim-
m@n und die abiäölute Mehrheit der vertretenen Al<tiennennwerte auf sich vereinigt, ist ©rför-
deriich fOr:

1. dis Änderung des Geselischaftszweckes;

2. die Smführung von SttmmrechtsaktEen;

$, die Beschränkung der ObertragbarReit von Namensktien,

4. eine genehmigte oder eine bedingte Kapitatsrhohung;

5. die Kapltalerhöhung aus Eigenkapitai, gegen Sachelnlage oder iewecks Sachübemah-
me und die Gewährung von besonderen Vorteilen;

$- die Einschränkung oder Aufhebung des Bezug s rechtes;

7. die Veriegung des Sitzes der Gesellschaft;

8. cfie Auflösung der Gesellschaft.

Stsrtutenbestimmungen, die für die Fggsynp besitimmter Beschlösse grössere Mehrheiten aSs
die vom Gesetz vorgeischriäb&nen festlegen, können nur rmt dem erhöhten Mehr eingefohrt
und aufgehoben werden.

'j
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B. Vßfwaitangsrat

Artikel 14 - Wahl und Zussmmensetzung

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft besteht aus elm»m oder mehreren Mitgliedern.

Die Mitglieds des VerwaHungsra^s werden auf ein Jahr gewählt. Wlecjenvahl Ist zulässig.
NeugewäWte treten in d!6 Amtsdauer derjenigen Mitglieder ein. cHe sie 8reetz;en.

Der Präsident des Verwaitungsrates. wird durch die Gene'ralversammiynQ gewählt. Im übrl" ^
gen konstituiert der V€rwaltung$rgt sich seibst

ArtlkeE 15-Sitzungen und Be&chiuss.fe'ssung

BeschluasfähigReit, 8eschiussfa$sung und Geschäftsordnung werden im Organisationsreg- /'
iement geregelt.

Jede^ MEt^liod des VerwaiEungsrates kann unter Angabe der Gründe vom Präsidenten die
unverzügliche Bnberufung einer Siteyng verfangen.

Sei der Beschlussfassung In Siteungen des Verwaltun^srates hat der Vorsltesnde den Stich-
entscheid/

BescNüsss Können auch auf d$m WeQe der schriftiichen Zustimmung zu einem gestellten
Antrag gefasst werden, sofern nicht ein Mitglied dio mündJiche Beratung verlangt.

ober <iie Verhandlungen unö Be&chiüsse ist em Protokoii zu föhren, das vom VorsitendCT
und vom Sekretär urrterzeichnet wSrd.

Ärtifeel 16 - Recht auf Auskunft und Einsicht

Jedes Mitglied des Vemaltungsrates kanrs Äyskynft über alle An^lfögenheiten der Gesell-
schaft verlangen,

in den SltzunQcn sind alle Mitgileder des VerwaEtunssrates sowie die mit der GeschäfisTüh"
rung betrauten Personen zur Auskunft verpfllchtet

Au$serhaib öer Steungen kann jedes Mitglied von den mit d©r Geschäftsführung betrauten
Personen Auskunft über den GeschäUsgang und, mit Ermächtigung des Präsidenten, auch
über einzelne Geschäfte veriangen.

Soweit es für die Erfüllung einer Aufgabe erforderfich ist, kann jedes Mitglied dem Präsid&n-
ten beantragen, ds&s ihm Bücher und Akten vorgelegt werden.

Weist der President ein Gesuch auf Auskunft, Anhörung oder Einsicht sb, so enSscheidst der
VsrwäHungsFat.

Regelunsen oder Beschlüsse des VerwaUungsrates, die das Recht auf Aus>hunft und Ein"
sichtnahme der Verwaitungsräte erweitern, bleiben vorbehalten.
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Artikel 17 - Aufgaben

Der Wr^altungsraf kann In allen Angefeg&nheiten Beschlu$& fassen, die nlcM nach Oesstz
oder Sfstuten säer G^neratversammiung zugeteiEt sind. Er führt dte Geschäfte der Oeseil-
schaft, söwejf er die Geschäftsführung nlcbE öbertragen hat.

Der Verwaltungisrat hat folgende unübertragbare und unerttzjehbarß Aufgaben:

1. die Oberieitung der Gesellschaft und die Ertellung der nöllgen Weisungen;

2. df6 Festlegung der Organtsstion;

3. die Ausgestaltung des Rechnui^swesens, der Rnänzkontrolte s&wie der Hnanzpla-
nung, sofern diese für die Führung der GeseSlschaft notwendig ist;

4. die Ernennung und Abberufung der mft der Geschäftsführung und der Vertretung be-
trauten Personen;

5, die Oberaufsiehl über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, namentlich im
Hinbiick auf die Befolgung der Gesetze. Slatuten, Ro$ißment<ir und Weisungen;

6. die Erstellung des Geschäftsb^richtes sowi® die Vortoereihjng der Generaävförsi^mmlung
und die Ausführung ihr^r Beschiös&e;

7. die 8enachr?chtigung dos Riclnera im Fa!!^ der Oberschuldyns.

Der VerwaUungsrat kann dte Vorbereitung und äie Ausführung seiner ßeschiüsse oder die
übefw<3Chung von Geschäften Aus$chü$$ert oder einzelnen Mitglfedem zuweisen. Er hat für
eine angemessene Berichterstattung an seine Mitglieder zu sorgea

Artfkei 1fi ". Übertragung der Oeschättsführung tind der Vertretung
^

Der Vewaltimgsral kann die Geschgftsführung nach Massgab^ elne$ Orgam'$ötionsregte~
mentes ganz oder zum Teil an ellnz:.eEne Mitglieder oder an Dritte übenragon.

Dieses Reghament ordn^ die Geschäftsführung, beslimmt <jlie hierfür (äfforctertichen Sietlen,
umschreibt deren Aufgaben und regelt insbesondere die Berichtersialtung.

Soweit die Geschäftsföhrunsf nicht übertragen worden ist, steht sie sller) Mitgliedem des
Venvaftungsrate$ gesamlhatt zu,

Der Verwaltungsrat ^m die Vertfetung einem oder mehreren Mitgliedern (Defeglerte) oder
DnSten (Direktoren) übertragen. Mindestens ein Miiglied des Verwailimgsrates muss zurVer-
trelung befugt sein,

C. RevisionsstelEe

Artflwl IS-R&vcsion

Ole öeneralversämmlung wählt eine ReviSiionsstelte.

Sie kann auf die Wahl einer Revi'sionsstelle verziehten, wsnn: /
1

1. die Gesellschaft nicht zur oi-dentjichen Revision verpflichtet ist;

2. sämtliche Aktionäre zustimme^ und
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3, die Gesetlschaft nicht mehr ais zehn Vofteeitstellen im Jährösciurchschnjtt hat.

Der Vergeht gilt auch für die nachfolgenden ^ahre. Jeder Aktionär hat jedoch da& Recht,
spätestens 10 Tage w cier Generalversammiung die Dtirchführun^ fötner einge&chränkten
Revision und äie Wahl einer en1siprechende?i RevisionssleUe zu vedstngerk. Dis1 Generalver-
giämmlung darf diesfall$ die Beschlüssß Fiach Art. S Ziff, 3 und 4 er$t fassen, wenn der Revi-
sionsbericht vorlißgt

Artik^E 20 - Anforderungen an die Reyl$ioniss»teEEfö

Als RevtsEonsstdte können eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen oder Psr-
sonengeseElschafien gewählt w&rcten,

Die RevisJonsstelk) muss ihren WohnsiU, ihren Sitz oäer eine eingetragene Zvi^lgniederlas.
sung In der Schweiz haben. Nsl die Gesefechaft mehrere Revisionsstellen. $o muss 2umin-
dest einä diese Voröus%etz;ungen erföllen.

Ist die Gesfölischäft zur ordentlichen Revision verpiftichteS, so mu$s ^ie OeneraivförsammEung
als Revisionssteite einen zugelassenen Revision sexperte n bzw, ein ataatiäch beaufeichti9te$
R^visj&nsuntörnehmen nach den VorschrSften des Reväslonsaufsichtsg^tietes v^m 16, De-
2$mber 2005 wählen.

Ist die Geselischsft zur CtngeschräDHten Revision varpflichtet, so muss die Oeneralver&^rrtm"
lun^ ^iäs Revtsion$stel?e einen zy^eSsiSsenen Revisor nach den Vorschriften dies Revision®"
auNcht<>geB8t<9S8 vom 16. D^ember 2005 wähien. VorüehaSten bleibt der Veraichl auf die
Wahl einer Revisionsstelle nach ArtiRel 1$.

Die Revisionsstelle muss nach Art, 728 bzw. 728 OR unabhängig sein.
•t

Die Revisiünsstelie wird für ein Geschätejahr gewählt. Ihr Amt endet mit der Abnahme der
lernen Jahresrechnung. Eine Wlederwah! ist möglich. Eine Abberufung Ist jederzeit und trist"

* los mögSich.

IV. Rechnun^abschtus^ und Gewtnnverleilung

Artikel 21 - OeMhäftsjahr und Buchführung

Beginn und Ende des Gföiächäftsjahros« werden vom Verwgiltun^sr^t feslgelegt/

Die Jabresrechnung, bestehend aus Erfoigsrechnung, Bilanz und Anhang, ist gemäss den
Vprschrirten des Schweizerischen ÖWgationenrechts, insbesonäere der Art. 662a ff. und
958 ff. DR, sowie nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechrtungsfegung aufzu-
steilen.

Artikel 22 - Reserven und Gewinn Verwendung

Aus dem Jahresge^inn ist zuerst die Zuweisung an die Reserven ent&precl-iend den Vor-
schriften des Gesetzes vorzunehmen. Der Bsiartzgewlnn s»tföht zur Verfügung c$er General- /
veresmmlung, die ihn Em Rahmen der gesetzlichen Auflagen (insbesondöre Art. 671 ff. OR)

»- nach freiem Ermessen verwenden Rann.
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Artikel 23-Auflösung und Uquktatlon

Die Auflösung der Geseitschsft kann durch einen BeschSuss der Generaimsammiung, über
den eine öffentliche Urkmide zu errichten tet, erfolgen.

Liquictstion wird durch den Vorwaitungsrat besorgt, faH$ si'© nicht äyrch einen Beschiuss
der ßeneraiversammlung anderen Per&onfön übertragen wjrd. Die Uquklation
Art. 742 ff. OR.

Das Wrmö^fim der aufgelösten Oeseiisch^ft wird nach Tljgyrig ihrer Schulden nsdi Mass"
gäbe <ier einbezahlten BNräge unter die Aktionäre verteilt

V. Benachrichtigung

Artjkei 24 - Mitteilungen und Beltanntmachungen

Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen per Brief an die im Aklienbuch veaeichneten Acfres-
sen.

PubUkationsorgan der Geseilsctiaft j$t das $chwföi2erische Handejsamtsblatt.

VI. S<;hled^EaüSßE

Artikel 25 - Schledsg&ncbt

Streitigkeiten zwischen Aktionären unter sich oder zwischen Aktionären einereeite und der
Gesellschaft oder Geseitechaftsorganen andererseits sind vorerst der Revjsionsstelle zur
Sch!ichtun9 ^u unterbreiten. Kann keine Verständigung erzielt werden, so unterltegsn sie
unterjftussch!uss der ordentiichen Gerichtsbarkeit einem drdköpfigen Schteösgerlcht, m das
jede Partei je einen Richter wählt ZusätKlich haben die Parteien gemeinsam ei^en Vorsit-
zenden zu ernennen. Weigert sich eine Partei, innen nüSziicher Frist den von ihr zu bezetch-
neriden Richter zu ernennen ocier können sie sich über die gemeinsam vorzunehmendö
Wahl des Vorsitzenden nicht einigen, so wird der Richter bzw. der Vorsitzende durch den
Prästdenten des Zürcher Handelsgerichfes emannl. fm Übrigen gelten die Bestimmungen
d^r Zivilprozessordnung d^s Kantons Zürich, Sitz des Schiedsgerichles isl Zürich«

Zürich, 22. Februar 2013

NOTARiAT.NOrriNSEN.ZÖRICH

^—^^
,^

Roman Sanditiayr, Notar-SteIlv.


	%Title%

